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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes ~ 
- Drucksachen 7/1618, 7/2226 - 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Gründe 

1. Artikel 1 Nr. 1 (§ 5) 

Nummer 1 ist zu streidien. 

Begründung 

Eine Ermächtigung der Gemeinden, durch Sat- 
zung das regelmäßige Parken von Lastkraft- 
wagen innerhalb geschlossener Ortschaften ver- 
bieten zu können, würde den bisherigen Bestre- 
bungen um eine Einheitlichkeit der Verhaltens- 
vorschriften des Verkehrsrechts zuwiderlaufen. 
Eine derartige Regelung würde die Betroffenen 
zwingen, sich in jeder Gemeinde nach dem dort 
geltenden Ortsverkehrsrecht zu erkundigen. Das 
Straßenverkehrsgesetz muß eine Fassung erhal- 
ten, die es ermöglicht, für das Parken der ge- 
nannten Fahrzeugarten innerhalb geschlossener 
Ortschaften in der StVO eindeutige und einheit- 
liche Kriterien zu normieren. Die Wiederherstel- 
lung der Fassung der Regierungsvorlage (Nr. 
3 a bb) ist daher geboten. 

2. Artikel 1 Nr. 2 (§§ 5 und 5 a) 

Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. Die §§ 5 und 5 a werden gestrichen.“ 


Begründung 

Folge der Änderung zu Ziffer 1. 

3. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a (§ 6 Abs. 1) 

a) Nach Buchstabe aa ist folgender neuer Buch- 
stabe bb einzufügen: 

bb) In Nummer 3 wird als Buchstabe e ein- 
gefügt: 

„e) über das innerhalb geschlossener 
Ortschaften, mit Ausnahme von ent- 
sprechend ausgewiesenen Parkplät- 
zen sowie von Industrie- und Ge- 
werbegebieten, anzuordnende Ver- 
bot, Lastkraftwagen mit einem zu- 
lässigen Gesamtgewicht über 7,5 t, 
Kraftfahrzeuganhänger sowie Kraft- 
omnibusse während der Nacht und 
an Sonn- und Feiertagen regelmäßig 
zu parken,“. 

Die bisherigen Buchstaben e, f und g 
werden die Buchstaben f, g und h." 

Der bisherige Buchstabe bb wird Buchstabe 
cc. 

Begründung 

Das Gesetz läuft dem Bestreben um eine Ein- 
heitlichkeit der Verhaltensvorschriften zu- 
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wider. Es führt zur Ausbildung von lokalem 
Verkehrsrecht, das im modernen Verkehrs- 
geschehen völlig unpraktikabel ist. 

Es widerspricht ferner kommunalverfassungs- 
rechtlichen Grundsätzen. Der Inhalt des zu er- 
lassenden gemeindlichen Rechtssatzes ent- 
spricht dem einer Rechtsverordnung, nicht da- 
gegen dem einer Satzung. Zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen können die Gemeinden 
jedoch wegen Artikel 80 Abs. 1 Satz 1 des 
Grundgesetzes durch Bundesgesetz nicht er- 
mächtigt werden. 

b) Im bisherigen Buchstaben bb Nr. 9 sind nach 
dem Wort „DDR" die Worte „sowie für Kon- 
sulate, die von einem Berufskonsul geleitet 
werden," einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung ist erforderlich, damit den kon- 
sularischen Vertretungen in der Bundesrepu- 
blik hinsichtlich der Einräumung von Park- 
möglichkeiten dieselbe Behandlung zuteil wer- 
den kann, wie dies in fast allen Ländern der 
Welt der Fall ist. Die Vertreter der auslän- 
dischen Konsulate haben sich durch die bis- 
herige Gesetzeslage diskriminiert gefühlt und 
dies stets zum Ausdruck gebracht. Würden 
gesonderte Parkplätze zukünftig zwar für 
diplomatische nicht aber für konsularische 
Vertretungen eingeräumt werden, könnte 
diese diskriminierende Behandlung zu einer 
Belastung führen. 

Die vorgeschlagene Ergänzung kann nicht 
unter dem Gesichtspunkt der Gegenseitigkeit 
gesehen werden, weil Gegenseitigkeit nur das 
Verhältns zweier Staaten zueinander betrifft 
und weil ohnehin in fast allen Ländern der 
Welt Parkmöglichkeiten für konsularische 
Vertretungen eingeräumt werden. 

Die Beschränkung auf Berufskonsuln begeg- 
net außerdem dem Bedenken, die Erweiterung 
des Sonderparkrechts führe zu dessen Aus- 
dehnung auf das gesamte Bundesgebiet. Be- 
rufskonsuln sind nämlich außer in Hamburg 
hauptsächlich noch in den Städten Düsseldorf, 
Frankfurt und München tätig. Darüber hinaus 
haben einige wenige Konsuln ihren Sitz in 
Bremen, Hannover und Stuttgart. 

4. Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe b (§ 6 a Abs. 4 und 5) 

a) In Absatz 4 Satz 5 ist der Halbsatz 

„Es kann eine höhere Gebühr als 0,10 DM 
festgesetzt werden," 

durch folgenden Halbsatz zu ersetzen: 

„Die für die Anordnung der Parkuhren zu- 
ständigen Behörden können mit Zustimmung 
der Landesregierung oder der von ihr be- 
stimmten Stelle eine höhere Gebühr bis zu 


1 DM je angefangene halbe Stunde fest- 
setzen,". 

b) In Absatz 4 sind die letzten drei Sätze zu 
streichen. 

Begründung 

Das Gesetz sieht keine Höchstgrenze für die 
Parkgebühren vor. Eine solche Festlegung ist 
aber bei der Schaffung einer gesetzlichen Er- 
mächtigung zur verordnungsrechtlichen Ge- 
bührenregelung aus rechtlichen und sachlichen 
Gründen geboten. Der „Wert des Parkraums 
für den Benutzer" stellt ohne eine Obergrenze 
der Gebühren kein ausreichend bestimmtes 
Kriterium dar. Die Festsetzung einer Ober- 
grenze ist auch im Interesse einer möglichst 
einheitlichen Regelung im ganzen Bundes- 
gebiet geboten. Die Festlegung des Gebüh- 
renrahmens erübrigt zudem Gebührenordnun- 
gen der Länder. 

5. Artikel 1 Nr. 6 (§ 24 Abs. 1) 

Nummer 6 ist wie folgt zu fassen: 

„6. In § 24 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
,Satz 1 Nr. 1 bis 6' gestrichen." 

Begründung 

Folge der Änderung zu Ziffer 1. 

6. Artikel 1 Nr. 7 (§ 25 Abs. 1 a) 

In § 25 Abs. 1 a sind folgende neue Nummern 1 
und 2 einzufügen: 

„1. die zulässige Höchstgeschwindigkeit inner- 
halb geschlossener Ortschaften um mehr als 
40 km/h, außerhalb geschlossener Ortschaf- 
ten um mehr als 50 km/h überschreitet; 

2. bei Unübersichtlichkeit oder bei unklarer 
Verkehrslage überholt und hierbei Über- 
holverbotszeichen oder Fahrstreifenbegren- 
zungen nicht beachtet;". 

Die bisherigen Nummern 1 und 2 werden die 
Nummern 3 und 4. 

Begründung 

Die Verhängung eines Fahrverbots hat sich als 
wirksamstes Mittel zur Bekämpfung der Ver- 
kehrsverstöße und Unfallentwicklung herausge- 
stellt. Als Ordnungswidrigkeitenmaßnahme sollte 
ein Regelfahrverbot nicht nur beim Wenden und 
Rückwärtsfahren auf Autobahnen oder Kraftfahr- 
straßen oder bei Gefährdung von Fußgängern an 
Fußgängerüberwegen in Betracht kommen, son- 
dern bei den ebenso gefährlichen Delikten des 
ungewöhnlich hohen Überschreitens von Ge- 
schwindigkeitsbeschränkungen sowie des verbo- 
tenen Überholens bei Unübersichtlichkeit oder 
unklarer Verkehrslage. 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 12, Juli 1974, 
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